
 

 

 

Das war ein turbulenter Jahresbeginn! 
Große Herausforderungen durch geopolitische Lage 

 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Besonnenheit, Entschlossenheit, Ge-

schlossenheit – der außenpolitische Weg 

unseres Bundeskanzlers hat sich als gold-

richtig erwiesen. Friedrich Merz führt 

Deutschland und Europa mit Ruhe und Klar-

heit durch diese volatilen Zeiten. 

Das ist einmal mehr durch die Regierungs-

erklärung des Bundeskanzlers deutlich ge-

worden. Einerseits bleiben die USA unser 

wichtigster Verbündeter. Europäische Si-

cherheit und Frieden in der Ukraine sind 

ohne die USA undenkbar. Andererseits ist 

klar: Als Europäer müssen wir in vielen Be-

reichen souveräner werden. Gemeinsam mit 

unseren europäischen Partnern müssen wir 

mehr in unsere Verteidigungsfähigkeit in-

vestieren, müssen mehr für die Stärkung un-

serer Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit 

tun. 

Daher war die Entscheidung des Europäi-

schen Parlaments, das Mercosur-Abkom-

men nun dem Gerichtshof der Europäischen 

Union zur Prüfung vorzulegen, ein leichtsin-

niger und falscher Schritt. Wir haben die EU-

Kommission aufgefordert, Mercosur vorläu-

fig in Kraft treten zu lassen. Das sich ab-

zeichnende Handelsabkommen mit Indien 

ist ebenfalls ein großer Erfolg. 

Es gibt weitere positive Nachrichten. Laut 

des Instituts der deutschen Wirtschaft flie-

ßen wieder mehr ausländische Investitionen 

nach Deutschland als aus Deutschland her-

aus. 

Das ist kein Grund für Übermut. Aber es 

zeigt, dass Deutschland und Europa trotz al-

ler vor uns liegenden Hausaufgaben etwas 

anzubieten haben: politische Stabilität, Be-

rechenbarkeit und Investitionssicherheit. 

 

 

Die Regierungserklärung von Merz war 

wirklich hörenswert! Er knüpfte an seine 

Rede vom Weltwirtschaftsforum in Davos 

an und zeichnete ein Bild von Europa, hinter 

dem sich fast alle Fraktionen versammeln 

konnten: Ein starkes, selbstbewusstes Eu-

ropa, das nicht devot auftritt, sondern als 

Akteur handelt. Partner der USA, aber nicht 

Untergebener. 
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Ein Europa, dass Verantwortung über-

nimmt, statt sich wegzuducken, dass Zu-

sammenarbeit groß schreibt, statt nationa-

listische Nabelschau zu betreiben. 

Das waren keine markigen Sprüche, das 

war ein klarer, realistischer Blick auf eine 

Welt, die rauer geworden ist. Genau diese 

Haltung braucht es, wenn man nicht zwi-

schen Autokraten, Handelskriegen und 

Machtpolitik zerrieben werden will. 

Und dann kam Alice Weidel. Und mit ihr 

wieder nichts als heiße Luft. Was die AfD-

Fraktionsvorsitzende ablieferte, war keine 

inhaltliche Gegenrede, sondern eine intel-

lektuell entkernte Wutrede ohne jeden 

Mehrwert. Alles ist schlimm, alles ist falsch, 

alles ist Untergang. Wirtschaft kollabiert, 

Staat versagt, Regierung unfähig. Nur eines 

fehlte, wie jedes einzelne Mal. Lösungen. 

Konzepte. Antworten. Die AfD betreibt 

keine Oppositionspolitik, sondern – kalku-

liert – Sabotage am politischen Diskurs! 

Wer sich die gesamte – und von (fast) allen 

Fraktionen gelobte – fRegierungserklärung 

anschauen möchte, kann das hier tun: KLICK 

 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

 

Gedenkstunde anlässlich des Gedenk-

tags: Erinnerung an die Opfer des Nati-

onalsozialismus, die Opfer des Holo-

caust und die Befreiung von Aus-

schwitz 

Die Zeit des Nationalsozialismus ist das 

dunkelste Kapitel deutscher Geschichte. 

Aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs 

erwuchsen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 

und Freiheit.  

„Nie wieder“ ist richtig. 81 Jahre nach der 

Befreiung von Auschwitz, in einer Zeit, in 

der es immer weniger Zeitzeugen der Schoa 

gibt, sollten wir uns das in Erinnerung rufen. 

Doch Formeln allein reichen nicht. 

Wir müssen klarer benennen, was ist: Anti-

semitismus in Deutschland ist nicht Ge-

schichte, er ist heute präsent in seinem alten 

und neuen Gewand. Rechtsextreme in 

Deutschland rütteln an dem Gründungsnar-

rativ unserer Republik, wenn sie den Natio-

nalsozialismus verharmlosen oder für „erin-

nerungspolitische Wenden“ eintreten. 

Islamisten und Linksextreme leben ihren 

Hass auf jüdisches Leben offen auf der 

Straße aus. 

Weiteres dazu können Sie im – wirklich le-

senswerten – Interview des Fraktionsvorsit-

zenden mit der „Jüdischen Allgemeinen“ 

lesen: KLICK 

 

 

 

 

Die bewegende 

Rede von Tova 

Friedmann fin-

den Sie hier: 

KLICK 

 

 

Wir stärken unsere kritische Infrastruk-

tur - KRITIS-Dachgesetz  

Mit dem KRITIS-Dachgesetz machen wir 

Schluss mit Flickenteppich und Zuständig-

keitschaos beim Schutz unserer kritischen 

Infrastruktur. Der Schutz kritischer Infra-

strukturen ist eine Kernaufgabe staatlicher 

Sicherheitsvorsorge – das KRITIS-Dachge-

setz schafft da-für den notwendigen Rah-

men. Dadurch verschiebt sich Fokus von rei-

ner Reaktion hin zu Prävention, Resilienz 

und Verantwortung. 

Wir definieren erstmals verbindlich, wer 

was zu schützen hat – und lassen die Betrei-

ber damit nicht länger im Unklaren. Resili-

ente Infrastruktur ist kein Nice-to-have, son-

dern eine Frage nationaler Sicherheit und 

staatlicher Handlungsfähigkeit. 

https://dbtg.tv/cvid/7648193
https://www.juedische-allgemeine.de/israel/die-afd-verrat-immer-wieder-unsere-nationalen-interessen
https://www.cducsu.de/aktuelles/ich-bin-eure-stimme
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In diesem Jahr gilt einmal mehr:  

Wirtschaft, Wirtschaft, Wirtschaft!!! 

Debatte zum Jahreswirtschaftsbericht 

Im Jahreswirtschaftsbericht 2026 stellt die 

Bundesregierung ihre Wachstumserwartun-

gen dar und beschreibt die Grundzüge und 

Prioritäten ihrer Wirtschaftspolitik. 

Die Bundesregierung geht von einer kon-

junkturellen Erholung bei weiterer Unsi-

cherheit aus. Für 2026 erwartet die Bundes-

regierung ein reales Wirtschaftswachstum 

von 1,0 Prozent. Die konjunkturelle Erho-

lung wird von einer stärkeren binnenwirt-

schaftlichen Dynamik – bei gleichzeitig et-

was nachlassenden außenwirtschaftlichen 

Belastungen – getragen. Die Arbeitslosig-

keit dürfte im Jah-

resdurchschnitt 

2026 nur leicht 

niedriger als im 

Vorjahr liegen. 

 

Der Wachs-

tumsbeitrag des 

Außenhandels 

soll auch auf-

grund der geopo-

litischen und 

wirtschaftspolitischen Konflikte in diesem 

Jahr negativ sein, wenn auch weniger deut-

lich als 2025. Um einem weiteren Verlust 

der Wettbewerbsfähigkeit entgegenzuwir-

ken und das Potenzialwachstum nachhaltig 

zu erhöhen, sind aus Sicht der Bundesregie-

rung neben den staatlichen Investitionen 

zur Modernisierung der Infrastruktur und 

steuerlichen Investitionsanreizen umfang-

reiche Strukturreformen notwendig. 

Der Bericht listet die Maßnahmen zur Ver-

besserung der Standortbedingungen auf, 

wie z.B. die Senkung der Bürokratie- und 

Energiekosten sowie die Beschleunigung 

von Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren. 

 

Vom Parlamentarischen Rat zum Bun-

destag als Fundament unserer Demo-

kratie – Zum 150. Geburtstag von 

Konrad Adenauer  

Zum 150. Geburtstag von Konrad Ade-

nauer erinnern wir daran, dass der Weg vom 

Parlamentarischen Rat zum Bundestag das 

Fundament unserer heutigen Demokratie 

gelegt hat. Bundeskanzler Konrad Adenauer 

stand für den festen Willen, nach der Über-

windung der Diktatur einen handlungsfähi-

gen, parlamentarisch kontrollierten Staat 

auf-zubauen. 

Adenauers Verteidigung der jungen Bun-

desrepublik, sein Kampf gegen Extremis-

mus, besonders gegen den Rechtsextremis-

mus, der sich in dieser Zeit explizit auf die 

Zeit des Nationalsozialismus bezog, prägt 

unsere Union bis heute. Seine Haltung führt 

in einer Linie zu der harten Auseinanderset-

zung, die wir heute mit der AfD führen. Die 

klare Haltung gegen Extremismus, der Wille 

zu Reformen zur Verteidigung des Beste-

henden – das ist das Erbe Konrad Adenau-

ers, zu dem wir noch heute verpflichtet sind. 

 

 

Deutschland voranbringen – weitere 

Maßnahmen zum Bürokratierückbau 

und erste Schritte zur Reform des Sozi-

alstaates  

Diese Woche beschließen wir das Banken-

richtlinienumsetzungs- und Bürokratieent-

lastungsgesetz (BRUBEG). Es verbindet die 

EU-rechtlich gebotene Minimalumsetzung 

des neuesten Updates der Eigenkapitalricht-

linie (CRD VI) mit dem Abbau von überflüs-

siger Bürokratie im Bankensektor. 

Im parlamentarischen Verfahren konnten 

wir noch einige positive Veränderungen er-

reichen: So entfällt das vorgesehene Verbot 

von Bankhäusern mit persönlich haftenden 

Gesellschaftern ersatzlos, Förder- und Bürg-

schaftsbanken werden von den ESG-Melde-

anforderungen befreit. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-jahreswirtschaftsbericht-1136932
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-vereinbarte-debatte-adenauer-1137070
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-brubeg-1136940
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-brubeg-1136940
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Für kleine Banken mit einfachem Ge-

schäftsmodell konnten wir zudem über den 

Gesetzentwurf der Bundesregierung hin-

ausgehende Erleichterungen bei der Erstel-

lung von ESG-Risikoplänen erreichen und so 

den im EU-Recht bestehenden Spielraum 

weiter ausnutzen.  

In erster Lesung wird das Gesetz zum Bü-

rokratierückbau in der Gewerbeordnung 

und dem Energieverbrauchskennzeich-

nungsgesetz sowie anderer Rechtsvorschrif-

ten zur Aufhebung von Berichtspflichten ge-

lesen. Wie schon dem Titel zu entnehmen 

ist, geht es darum einige unnötige Regelun-

gen und Berichtspflichten abzuschaffen, 

bspw. im Bereich von Weiterbildungspflich-

ten oder Auflagen für Netzbetreiber. 

 

Mit der ersten Lesung des Gesetzes für den 

Bürokratierückbau im Bereich des Bundes-

ministeriums des Innern gehen wir einen 

weiteren Schritt in die richtige Richtung: 

Weniger Formulare, mehr Klarheit. Durch 

die Änderungen im Bundesmeldegesetz, im 

Verwaltungsverfahrensgesetz und im Bun-

deskriminalamtsgesetz sowie durch die Ab-

schaffung des De-Mail-Gesetzes wird eine 

weitere spürbare Senkung des Verwaltungs-

aufwandes erreicht. Das Gesetz sieht konk-

ret die Reduzierung von Prüf-, Auskunfts-, 

Berichts- und Benachrichtigungspflichten 

vor, die sich in der Praxis nicht bewährt ha-

ben. Stück für Stück setzen wir die Moderni-

sierungsagenda und modernisieren Pro-

zesse und Strukturen der öffentlichen Ver-

waltung durch praxis- und digitaltaugliche 

Regelungen um. 

 

Die Sozialstaatsreformkommission hat 

ihre Ergebnisse vorgelegt.  

Hierin sind mutige Reformvorschläge ent-

halten, die wichtige Ziele aus dem Koaliti-

onsvertrag umsetzen. Die Realisierung der 

Vorschläge zur Verbesserung von Erwerbs-

anreizen muss nun zügig vorangetrieben 

werden. Dasselbe gilt für das zentrale Re-

formvorhaben, die Zusammenführung der 

steuerfinanzierten Sozialleistungen (KiZ; 

WohnG, SGB II und SGB XII). 

Der Schwerpunkt der Empfehlungen liegt 

auf Vereinfachung, Vereinheitlichung und 

Digitalisierung von Leistungen. Damit soll 

auch der Zugang zu den Sozialleistungen 

verbessert werden. Alle 26 Empfehlungen 

wurden einstimmig angenommen und bil-

den eine gute Grundlage, um die erforderli-

chen Reformen anzugehen. Auch die Länder 

haben bei der Einigung eine wichtige Rolle 

gespielt. Die Ergebnisse sind daher grund-

sätzlich zu begrüßen. 

 

Bild der Woche 

 

Als Mitglied des „Freundeskreis Berlin – 

Taipeh“ war es mir eine Ehre und ein Ver-

gnügen, den neuen Repräsentanten Taiwans 

in Deutschland, Dr. Klemens GU, in dessen 

Residenz zu besuchen. 

Wir wollen und dürfen nicht vergessen, 

daß es nicht nur die „Volksrepublik China“ 

gibt…  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-buerokratierueckbau-1136948
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-buerokratierueckbau-1136948
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-bmi-1136970
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw05-de-bmi-1136970
https://bmds.bund.de/aktuelles/aktuelle-meldungen/detail/sozialstaatskommission-legt-bericht-zur-modernisierung-und-digitalisierung-des-sozialstaats-vor
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Soziales/Modernisierung-Sozialstaat/abschlussbericht-sozialstaatskommission.pdf?__blob=publicationFile&v=1

